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Tarifverhandlungen

Abschluß mit Risiken

Nach langen, zähen Verhandlungen haben die Tarif
partner im Druckgew/erbe schließlich doch noch die Pi
lotfunktion des Tarifabschlusses in der Metallindustrie 
anerkannt und ihn für ihren Bereich übernommen. In 
den nächsten drei Jahren werden die Stundenverdien
ste der Arbeitnehmer um etwa 4% p. a. steigen, davon 
entfällt ein Drittel auf den Lohnausgleich für die wö
chentliche Arbeitszeitverkürzung um 1,5 Stunden.

Mit der Vereinbarung von Lohnsteigerungen für drei 
Jahre haben die Vertragspartner tarifpolitisches Neu
land betreten. Die lange Vertragsdauer verschafft den 
Unternehmen und Arbeitnehmern zwar mehr Sicherheit 
über die nominelle Entwicklung der Kosten und Einkom
men, erhöht aber gleichzeitig die Risiken hinsichtlich 
des realen Verlaufs. Die Betriebe haben die zusätzliche 
Kostenbelastung durch die Tarifabschlüsse überdies in 
einer Phase zu verkraften, in der über die weitere kon
junkturelle Entwicklung Unsicherheit herrscht. Der Rah
men für die Überwälzung der Kosten auf die Preise ist 
gering, seitdem sich der Druck des internationalen Wett
bewerbs auf die deutsche Wirtschaft nochmals erhöht 
hat. Außerdem kann sich der Weg, die Kosten über 
Preissteigerungen abzuwälzen, als Sackgasse erwei
sen, weil er die Einkommenszuwächse der Arbeitneh
mer entwerten würde. Damit bestünde die Gefahr, daß 
während der Laufzeit der Tarifverträge Nachschlags
diskussionen einsetzen.

Mit den diesjährigen Tarifabschlüssen haben Arbeit
gebervertreter und Gewerkschaften ein Experiment ge
wagt, daß neben Chancen auch große Risiken beinhal
tet. Die Unternehmen müssen die lange Laufzeit der Ta
rifverträge und den erweiterten Spielraum bei der Flexi
bilisierung der Arbeitszeit nutzen, die Kostenbelastung 
durch Produktivitätssteigerungen aufzufangen. dw

Küstenländer

„Flankenschutz“ aus Bonn?

Kohle und Stahl stehen gegenwärtig im Blickpunkt der 
Medien. Darüber würden die Strukturprobleme des Nor
dens nur allzuleicht vergessen, befürchten die Industrie- 
und Handelskammern der Küstenländer. Sie fordern da

her über die im letzten Jahr beschlossenen Sonderhil
fen hinaus weiteren massiven „Flankenschutz“ von der 
Bundesregierung.

Viele Vorschläge der Kammern sind nicht neu. Dieser 
Umstand allein rechtfertigte noch keinen Widerspruch, 
gäbe es nicht auch Zweifel hinsichtlich der Wirksamkeit 
einiger Maßnahmen. Ob z. B. die Beseitigung von Wett
bewerbsverzerrungen im Hinterlandverkehr, zugegebe
nermaßen ein ärgerliches Handikap für die Seehäfen, 
den entscheidenden Durchbruch bei der Schaffung von 
dringend benötigten Ersatzarbeitsplätzen bringen wird, 
muß bezweifelt werden. Auch fragt man sich, wie die 
Forderung nach „Absicherung eines leistungsfähigen 
Bestandes an deutschen Schiffbaukapazitäten“ Ein
gang in ein Programm finden konnte, das vorgibt, die in
dustrielle Basis im Küstenraum stärken zu wollen. Es ist 
bisher noch nie gelungen, mit Bestandsgarantien die 
Wettbewerbsfähigkeit eines Industriezweiges zu stei
gern.

Das Memorandum zeigt andererseits auch positive 
Ansätze: So ist es sicher erfolgversprechend, wenn vor
geschlagen wird, den Werften und der Werftzulieferindu
strie die Diversifizierung durch Forschungsförderung 
und den Ausbau technischer Fachbereiche an den 
Hochschulen zu erleichtern. Mit Blick auf Bayern und 
Baden-Württemberg, die den wissenschaftlichen Wett
bewerb schon seit langem konsequent in den Dienst ih
rer Industriepolitik gestellt haben, wäre die Komplettie
rung der Forschungsinfrastruktur mit Bundeshilfe ge
rechtfertigt und vordringlich. rr

Kohlepolitik

Heftige Reaktion

Die deutsche Kohlepolitik ist von Ökonomen wiederholt 
kritisiert worden, da sie den Wettbewerb aus großen Tei
len des Energiemarktes verbannt und den Steuerzahler 
-  sowie den Stromverbraucher -  stark belastet hat. Be
tont wurde dabei auch, daß das von Politikern seit der er
sten Ölkrise vermehrt vorgebrachte Argument der Ver
sorgungssicherheit als Begründung für die Erhaltung 
teurer heimischer Förderkapazitäten im Steinkohlen
bergbau wenig taugt.

Bei den Politikern -  und das gilt weitgehend unabhän
gig von der Parteizugehörigkeit -  hat die anhaltende Kri-
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tik bisher wenig bewirkt. Denn die Verwirklichung der 
Vorschläge zum längerfristigen Abbau der Kohlesub
ventionen bedeutet auch den Abbau der nicht mehr 
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätze im Steinkohlenberg
bau, und dies dürfte der überwiegende Teil sein. Wer 
hier mutig den ersten Schritt tut, wird bei der nächsten 
Wahl in den ohnehin von hoher Arbeitslosigkeit betroffe
nen Kohleregionen einen schweren Stand haben.

Nur so ist die heftige Reaktion auf die jüngste Veröf
fentlichung des Bonner Instituts für Wirtschaft und Ge
sellschaft zur Kohlepolitik zu verstehen. Die Schlußfol
gerungen des Autors unterscheiden sich im Grundsatz 
nicht von der bisherigen Kritik. Ein offensichtlich ent
scheidender Unterschied besteht jedoch darin, daß ei
ner der Vorstände des Instituts zum Zeitpunkt der Veröf
fentlichung der Studie gleichzeitig Parteivorsitzender im 
größten Kohleland war. Und der hätte, so die simple poli
tische Logik, die Veröffentlichung der Studie verhindern 
müssen. Daraus spricht allerdings mangelndes Ver
ständnis für die Aufgabenteilung zwischen Politik und 
wissenschaftlicher Politikberatung. Es wäre besser, 
wenn sich die Debatte auf die Sache konzentrieren 
würde, nämlich auf das Abwägen von Nutzen und Ko
sten der heimischen Steinkohleförderung. Hierzu liefert 
die Studie durchaus einen sinnvollen Beitrag. ma

Maxhütte

Bayerisches Possenspiel

Ginge es nicht auch um den möglichen Verlust von Ar
beitsplätzen, man könnte das für die oberpfälzische Ma
ximilianshütte eingeleitete Konkursverfahren, mit dem 
die Rettung dieses Stahlstandortes in Gang gesetzt 
werden soll, als bayerische Posse verstehen, bei der 
Ludwig Thoma grüßen läßt. So wurde in einer Art Nacht- 
und-Nebel-Aktion ein Konkursantrag für die Klöckner- 
tochter von deren Vorstand -  wenngleich nicht von allen 
Mitgliedern mitgetragen -  gestellt, ohne daß der Vor
standsvorsitzende von Klöckner, der gleichzeitig Auf
sichtsratsvorsitzender der Maxhütte ist, informiert 
wurde. Er erfuhr dank des geschickten Timings der Kon
kursantragsteller von der Entscheidung erst im Urlaub 
und sprach dann auch von einem „unglaublichen Vor
gang“ und nannte die Aktion ein „Komplott“ , da sie 
kaum aus dem Stand zu vollbringen war. Ohne Kenntnis 
der bayerischen Staatsregierung ist die Entscheidung 
wohl auch kaum denkbar.

Durch die über den Konkursantrag betriebene Abna
belung von Klöckner sollen die Voraussetzungen für 
eine durch „bayerische Interessen“ bestimmte Rettung
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der Maxhütte über eine neu zu gründende Auffangge
sellschaft geschaffen werden. Der unter veralteten Anla
gen und billiger Konkurrenz, insbesondere italienischer 
Ministahlwerke, leidende Standort soll auf jeden Fall er
halten werden. Dazu ist der bayerischen Regierung an
scheinend jedes Mittel recht. Das wurde auch deutlich, 
als der Freistaat in diesem Jahr zu einem weit überhöh
ten Preis von 52 Mill. DM -  der wirkliche Wert lag wohl 
bei 16 Mill. DM -  Grundstücke von der Maxhütte erwarb. 
Dieser Verstoß gegen den EG-Subventionskodex ist 
aber kaum geeignet, die deutsche Position bei den 
Brüsseler Verhandlungen über wettbewerbsverzer
rende ausländische Subventionen zu stärken. hk

EG-Türkei

Delikate politische Lage

Der Antrag der Türkei auf EG-Mitgliedschaft trifft in den 
meisten Gemeinschaftsländern auf Unbehagen bis hin 
zur offenen Ablehnung. Er hat die EG in eine delikate po
litische Lage gebracht: Einerseits ist die Türkei ein wich
tiger militärischer Partner. Eine engere politische Verbin
dung wäre schon von daher, aber auch im Hinblick auf 
die Stärkung der türkischen Demokratie, wünschens
wert. Andererseits würde die, vor allem wohl aus ökono
mischen Gründen von der Türkei angestrebte Vollmit
gliedschaft die Gemeinschaft in arge wirtschaftliche 
Schwierigkeiten bringen; denn sie hat die erheblichen 
Anpassungslasten aus den letzten Süderweiterungen 
(Griechenland, Portugal, Spanien) noch nicht verdaut 
und steht vor der schwierigen Aufgabe, die gegenwär
tige Finanzkrise zu meistern.

Allerdings werden die Verhandlungen über den türki
schen Antrag viel Zeit in Anspruch nehmen, so daß sich 
manche Probleme dann möglicherweise leichter lösen 
lassen. Offen ist letztlich aber auch, ob die Türkei nach 
dem heutigen EWG-Vertrag überhaupt beitrittsfähig ist. 
Nach Art. 237 Abs. 1 EWG-Vertrag kann jeder europäi
sche Staat Gemeinschaftsmitglied werden. Ist die Tür
kei aber ein europäischer Staat? Nach Kultur, Ge
schichte, Religion und Wirtschaft wohl kaum. Auch die 
geographische Position -  die Türkei hat im Ersten Welt
krieg ihren Status als auch europäische Macht verloren 
-  läßt eine solche Zuordnung kaum zu; denn weit über 
90% des Landes liegen im asiatischen Raum. Durch 
Änderung des Art. 237 EWG-Vertrag könnte dieses Pro
blem allerdings gelöst werden. Unabhängig von allen 
Verfahrensfragen bleibt jedenfalls wichtig, daß sich die 
Gemeinschaft den wirtschaftlichen Problemen der Tür
kei nicht verschließt, weil dort sonst die Gefahr einer po
litischen Eruption besteht. kr
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